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Planfeststellungbeschluss B27/ Variante Endelbergtrasse 

Weiteres Vorgehen der Naturschutzverbände BUND und NABU und 
des Vereins „Nachhaltige Mobilität Steinlachtal“ (Stand 7.02.2025) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Redaktionsmitglieder, 
 
da bereits mehrere Medien gestern und heute auf uns zugekommen sind, kann ich Ihnen 
nach Rücksprache mit den Bündnispartnern und der von uns beauftragten Kanzlei 
folgende Fragen beantworten: 
 

1.  Es heißt, die Belange des Naturschutzes seien nicht ausreichend abgewogen 
worden? Wenn es beispielsweise um den Artenschutz geht, dann bitte, um welche 
Arten es geht und in welcher Form sie bedroht sind. Sollte es mehrere 
Angriffspunkte geben, dann bitte diese auch nennen, also andere Arten und 
Lebensräume, Hochwasserschutz usw. 
Antwort: Wir sehen u. a. erhebliche Konflikte mit den Vorgaben des nationalen und 
europäischen Umwelt- und Naturschutzrecht. Aus Sicht der Umweltbelange ist die 
genehmigte „Endelbergtrasse“ die schlechteste Variante. Dies räumt auch das 
Regierungspräsidium ein. Da in diesem Fall hochrangig geschützte Lebensräume 
und Habitate geschützter Arten zerstört oder beeinträchtig würden, lehnen wir diese 
ab. Denn es muss grundsätzlich die mit den geringsten Umweltauswirkungen 
verbundene Variante gewählt werden. Das wäre vorliegend nicht nur tatsächlich und 
rechtlich möglich, sondern auch erforderlich. Auch Kostengründe (die vom RP 
prognostizierten Baukosten, die Kosten für Flächenerwerb/ Enteignung und für den 
Ausgleich dieser rund 7 km langen Trasse mit vierzehn Brücken sollten sowieso 
überprüft werden!) stehen dem nicht entgegen. 
Zudem sind die Ermittlungen der Schwere des Eingriffs unzureichend: Es fehlt die 
Ermittlung der Vorkommen und Lebensräume von in den Schutzgebieten 
vorkommenden sog. „charakteristischer Arten“. Die schwere Betroffenheit des 
jüngst in einem Urteil des EuGH als besonders bedeutsam hervorgehobenen 
Lebensraumtyps „Magere Flachlandmähwiesen“ ist hier ein wichtiger Punkt. Die 
Zerschneidungswirkungen und der Flächenverlust wurden unzureichend 
berücksichtigt. Es werden Mindestgrößen von Lebensräumen unterschritten und 
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Wander- und Ausbreitungskorridore beeinträchtigt, die zu funktionellen 
Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets führen können. 
Mangelhaft sind auch die erteilten Ausnahmegenehmigungen für die unstreitig 
erheblichen Beeinträchtigung: Solche Ausnahme dürfen nur in besonderen 
Ausnahmefällen erteilt werden. Dazu gehört, dass zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen und es keine(!) zumutbare 
Alternativen zu deren Erfüllung gibt. Da die Ermittlung der prognostizierten 
Mehrkosten für die Tunnelvariante gravierende Fehler aufweist, ist diese 
Ausnahmevoraussetzung hier nicht gegeben. Dies ist einer von vielen weiteren 
Gründen für die Mängel der Planung, die insbesondere bei der Prüfung der Varianten 
erhebliche Fehler aufweist. 
Neben der mangelhaften Bewältigung der Vorgaben für Europäische „Natura 2000“-
Gebieten werden auch gesetzlich geschützte Streuobstwiesen zerstört und die 
Belange geschützter Arten unzureichend behandelt: Zu nennen sind etwa die 
Feldlerche, Wanstschrecke, Haselmaus und Zauneidechse. 
Für einige europäisch geschützte Vogelarten wie Gartenrotschwanz und 
Mittelspecht, wurde die Betroffenheit deren Revierzentren verkannt und das 
Vorliegen von Verbotstatbeständen nicht berücksichtigt. Die Schwere der 
Beeinträchtigungen anderer Arten ist aus unserer Sicht nicht ausreichend geprüft, 
z. B. Steinkrebs, Fledermäuse, Wendehals, Halsbandschnäpper, Gelbbauchunke, 
Schlingnatter. Einen humorvollen, eindrücklichen Beitrag einiger betroffener Arten 
finden Sie in diesem Videoclip. 
Wir gehen außerdem aufgrund fach- und ortskundiger Beobachtung davon aus, 
dass europaweit geschützte Fledermausarten direkt (durch Tötung, wenn die Tiere 
versuchen außerhalb der geplanten Grünbrücke die neue B27 zu queren) und 
indirekt (Entwertung bzw. Vernichtung von Jagdhabitaten) deutlich gravierender von 
der geplanten Trasse betroffen sein würden, als in den Gutachten des 
Planungsbehörde dargestellt. 
Zu einer ähnlichen Bewertung kommen wir beim streng geschützten Steinkrebs, 
dessen Lebensraum im vom geplanten Straßenbau direkt und indirekt betroffen 
Tannbach beeinträchtigt würde. 

 
2. Wie sind das weitere Vorgehen und der Zeitplan? Bis wann wird die Klage an 

welchem Gericht eingereicht werden, und wann ist mit ersten Verhandlungen und 
einer Entscheidung zu rechnen? 
Antwort: Grundsätzlich müssen die Naturschutzverbände mit Mitgliedsbeiträgen 
und Spenden sorgsam umgehen, deshalb wird vorab geprüft, ob eine Klage Aussicht 
auf Erfolg hat. Bereits bei dieser rechtlichen und naturschutzfachlichen Prüfung 
fallen Kosten an. 
Der BUND-Landesvorstand hat – vorbehaltlich der oben genannten 
Erfolgsaussichten – bereits einer Klage zugestimmt. Der NABU-Landesvorstand 
tagt am 14.2. und wird dann über das juristische Vorgehen beschließen. 

https://youtu.be/i_D6aNnKnzA?feature=shared


 

Die Klage würde dann am 28.2. eingereicht und binnen 10 Wochen ausführlich 
begründet werden. 
 

3. In welchem Namen wird die Klage eingereicht werden? Ist der Beitritt weiterer 
Gruppen oder Zivilpersonen möglich? 
Antwort: Bisher im Namen des BUND und NABU mit Unterstützung des Bündnisses 
für Nachhaltige Mobilität im Steinlachtal. Privatpersonen: nein, es handelt sich um 
eine Verbandsklage aber eventuell wird ein weiterer Naturschutzverband beitreten. 
Die Verbände und das Bündnis freuen sich über Spenden. Weitere Informationen 
zum Verfahren und zur Möglichkeit uns mit einer Spende zu unterstützen, finden 
man auf der Seite des BUND RV Neckar-Alb, den NABU Bezirksverbandes Neckar-
Alb und des Bündnisses Nachhaltige Mobilität Steinlachtal. 
 

4. Welche Kanzlei vertritt Sie? 
Antwort: Beauftragt wurde die renommierte und in solchen Verfahren sehr 
erfahrene Rechtsanwaltskanzlei PNT Partner. 
 

5. Werden auch gerichtliche Verfügungen beantragt werden, um den Baubeginn zu 
stoppen? 
Antwort: Sofern das RP Tübingen bestätigt, dass nicht mit dem sofortigen Beginn 
von Bauarbeiten zu rechnen ist - dann nicht. Wenn nötig – dann ja. 
 

6. Wie wird das Verfahren finanziert werden? 
Antwort: Ausschließlich aus Beiträgen der oben genannten Vereine sowie Spenden 
von Privatpersonen 
 

7. Wie werden die Erfolgsaussichten beurteilt? 
Antwort: Aufgrund der oben genannten, schwerwiegenden Beeinträchtigungen 
europäischer Natura 2000-Schutzgebietsflächen und streng geschützter Tierarten 
bestehen gute Erfolgsaussichten. Auch weitere Umweltbelange – wie der 
Klimaschutz, die Lärm- und Schadstoffbelastung und der Grundwasserschutz spielen 
in diesem Verfahren eine große Rolle.  
Der sogenannte „Fachbeitrag Klima“ der Planungsbehörde weist im Übrigen diverse 
Ungereimtheiten auf und rechnet die große Klimaschädlichkeit der Vorzugsvariante 
„Endelbergtrasse“ offensichtlich schön. 

 

8. Das Regierungspräsidium hat mittlerweile mitgeteilt, dass die Plan-
feststellungsbehörde den Beschluss nach sorgfältiger Prüfung des geltenden 
Naturschutzrechts erlassen hat und sie ihn weiterhin für rechtmäßig hält. Haben Sie 
allgemeine Kritik an dieser Auffassung? 

https://www.bund-neckar-alb.de/aktuelles/
https://www.nabu-bezirk-neckaralb.de/aktuelles-berichte/
https://www.nabu-bezirk-neckaralb.de/aktuelles-berichte/
https://b27neu.de/


 

Antwort: Das RP Tübingen hat bedauerlicherweise der umweltschädlichsten 
Variante den Vorzug vor möglichen Alternativen gegeben.  

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Barbara Lupp (Regionalgeschäftsführerin) 

 


